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1. VORBEMERKUNGEN / ZIELE DER ÄNDERUNG 
 
Vorbemerkung/ 
Aufstellung Der Rat der Kreisstadt Homburg hat in seiner Sitzung am 29.04.2010 die Aufstel-

lung des Bebauungsplans Westlich des Forums“ beschlossen. Die Einleitung des 
Verfahrens zur vorliegenden parallelen Teiländerung des Flächennutzungsplans 
wurde in der Sitzung am 12.02.2020 gefasst. 

 
Zunächst erfolgt die Überplanung des 1. Teilbereiches, der die Bestandsgebiete 
an der Beedener Straße und Entenmühlstraße ausspart. Teilbereich 1 umfasst 
eine Fläche von rund 19 ha. 

 
Auf der seit Ende der 90er Jahre brach liegenden, etwa 19 ha umfassenden Flä-
che des ehemaligen Werksgelände der Dillinger Stahlbau GmbH, mit ehemals 
gewerblich-industrieller Nutzung soll in unmittelbarer Nähe zum Stadtzentrum ein 
neues Stadtquartier mit einem standortverträglichen Mix aus Wohnen, Gewerbe, 
Dienstleistungen und Versorgung entstehen. 

 
Aufgrund der Größe und Historie des Plangebietes ergeben sich für Teilbereiche 
des Geltungsbereiches unterschiedlich restriktive Anforderungen an die Planung. 
Aus diesem Grund wurde im Laufe des Planungsprozesses entschieden, den 
Bebauungsplan in zwei getrennten Bauabschnitten zur Satzung zu bringen, um 
die Stadtentwicklung in den weniger restriktiven Teilbereichen bereits voranzu-
treiben. Der vorliegende 2. Bauabschnitt umfasst den Kern des Gesamtgebietes 
mit einer Größe von insg. 12,9 ha. 
 
Für die vorliegende Flächennutzungsplanteiländerung ist eine Änderung der Flä-
chendarstellungen vorgesehen, um die geplanten gewerblichen und wohnbauli-
chen Entwicklungen auf dem ehemaligen Industriegelände vorzubereiten.  
 
Mit der Bearbeitung des Bebauungsplanes wurde die agstaUMWELT GmbH, 
Haldenweg 24, 66333 Völklingen beauftragt. 

 
Ziele der Planung - Planungserfordernis 
 

Die Flächen innerhalb des Geltungsbereiches sollen städtebaulich neu geordnet 
werden und eine dem Standort angemessene, geordnete und umfeldverträgliche 
städtebauliche Entwicklung erfahren.  
 
Das ehemals gewerblich-industriell genutzte Gelände der DSD liegt bereits seit 
Jahren brach. Eine Reaktivierung der Industriefläche oder eine Umnutzung konn-
ten bislang nicht erreicht werden. Mit dem Funktionsverlust gehen insbesondere 
auch stadtgestalterische Defizite einher, die das Stadtbild gerade auch aufgrund 
der innerstädtischen Lage belasten.  
 
Gemäß § 1 Abs. 3 S. 1 BauGB hat die Gemeinde die Bauleitpläne aufzustellen, 
sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforder-
lich ist. Die Erforderlichkeit ergibt sich, wenn vor dem Hintergrund der kommuna-
len Entwicklungsvorstellungen ein planerisches Vorgehen geboten scheint, da 
andernfalls eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung gefährdet ist. Im vorlie-
genden Fall ergibt sich die Erforderlichkeit durch die Absicht der Rekultivierung 
einer seit Jahren brach liegenden Fläche. Diese Fläche besitzt ein großes Ent-
wicklungspotential, das aufgrund der Größe und der Lage der Brachfläche in un-
mittelbarer Nähe zum Stadtzentrum von großer Bedeutung für die Stadtentwick-
lung ist. 
 
Die Wiedernutzbarmachung der Fläche entspricht dem Grundsatz des § 1 Abs. 
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5 Satz 3 BauGB, wonach die Bauleitpläne eine nachhaltige städtebauliche Ent-
wicklung, eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bodennut-
zung unter Berücksichtigung der Wohnbedürfnisse der Bevölkerung zu gewähr-
leisten haben. Hierzu soll die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maß-
nahmen der Innenentwicklung erfolgen und mit Grund und Boden sparsam um-
gegangen werden.  

 
Verfahren Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben 

vom 10.03.2020 an der Änderung des Flächennutzungsplans beteiligt (§ 4 Abs. 
1 BauGB).  

 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit an der Teiländerung wurde im Zeit-
raum vom 18.08.2021. bis einschließlich 31.08.2021 in Form einer Offenlage 
durchgeführt. (§ 3 Abs.1 BauGB) 
 
Die im Zuge der Beteiligungen eingegangenen Stellungnahmen wurden vom Rat 
der Kreisstadt Homburg geprüft und das Ergebnis der Prüfung in die Planung 
eingestellt. 
 
Die Änderung des Flächennutzungsplanes erfolgte partiell im Parallelverfahren 
zum Bebauungsplan. Es wurde zunächst ein gemeinsamer Umweltbericht ge-
mäß § 2a BauGB erstellt, der mit beiden Bauleitplänen die Verfahrensschritte der 
Beteiligungen nach § 3 und § 4 BauGB durchlief. Die Teiländerung des Flächen-
nutzungsplans wurde im Anschluss an die Beteiligungen nach § 3 Abs. 1 BauGB 
und § 4 Abs. 1 BauGB vom Verfahren des gegenständlichen Bebauungsplans 
getrennt. Aus diesem Anlass wurde der Umweltbericht angepasst und auf die 
FNP-Teiländerung reduziert. 

 
2. PLANGEBIET/ BESTANDSSITUATION 
 
Lage im Raum Das Plangebiet liegt im Südwesten der Kreisstadt Homburg im Stadtteil Homburg 

in unmittelbarer Nähe zur Innenstadt und an der Grenze zum Stadtteil Beeden. 
In direkter Nachbarschaft nordöstlich der ehemals gewerblich-industriell genutz-
ten Fläche befinden sich das Rathaus und die Kreisverwaltung des Saar-Pfalz-
kreises.  

 
Innerhalb des Geltungsbereiches befinden sich überwiegend versiegelte Freiflä-
chen des ehemaligen DSD-Betriebes. 
 
Das Plangebiet wird nördlich von der Saarbrücker Straße, nordwestlich von der 
Beeder Straße und östlich von der Straße Am Stadtbad begrenzt. Im direkten 
Umfeld schließen weitere Brachflächen / Gebäudebrachen und Gewerbehallen 
an. Der Geltungsbereich der Teiländerung des Flächennutzungsplans umfasst 
rund 12,9 ha.  

 
ABSP  Weiter südlich, außerhalb des Geltungsbereiches und nicht unmittelbar angren-

zend ist im Arten- und Biotopschutzprogramm des Saarlandes (ABSP) die Fläche 
einer Feuchtbrache erfasst, die biotopkartiert ist. Zwischen dieser Fläche und 
dem Plangebiet liegen gewerblich genutzte Flächen. Von einer Betroffenheit ist 
nicht auszugehen. 

 
Schutzobjekte/-gebiete  Höherwertige Biotopstrukturen oder gesetzlich geschützte Biotope nach § 22 

SNG sind auf dem Gelände oder unmittelbar daran angrenzend nicht vorhanden. 
Eine Beschreibung und Bewertung der Fauna erfolgt im Rahmen der arten-
schutzrechtlichen Prüfung, welche in den Umweltbericht integriert ist. Schutzge-
biete gem. §§ 16 bis 19 SNG sind im näheren Umfeld des Geltungsbereiches 
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nicht vorhanden. Für das Plangebiet selbst oder unmittelbar daran angrenzende 
Flächen enthält das ABSP keine Zielaussagen. FFH-Gebiete, Vogelschutzge-
biete, Landschaftsschutzgebiete, Wasserschutzgebiete oder Überschwem-
mungsgebiete sind im Bereich des Plangebietes oder unmittelbar daran angren-
zend nicht vorhanden. Das nächstgelegene Wasserschutzgebiet befindet sich 
weiter westlich der Beeder Straße. Der Umweltbericht gemäß § 2a BauGB ist 
Bestandteil der Teiländerung des Flächennutzungsplans. 

 
LAPRO  Das Landschaftsprogramm trifft keine Aussagen zum Plangebiet. 
 
Eigentumsverhältnisse  Das Plangebiet ist überwiegend in Privatbesitz.  
 
Altlasten Im Plangebiet sind Altlasten vorhanden. Für die für den Geltungsbereich rele-

vante Teilfläche der Altlastenfläche „HOM_22003 Abfalldeponie Fa. Krempel; 
HOM_2666DSD Dillinger Stahlbau“ findet eine Kennzeichnung in der Planzeich-
nung zur FNP-Änderung statt. 

 
Dem Verfahren vorangegangen sowie planbegleitend fanden mehrere Untersu-
chungen statt. Ergänzend wird auf die diesbezüglichen Abstimmungsrunden mit 
dem zuständigen Landesamt für Umwelt und Arbeitsschutz hingewiesen. Ergeb-
nisse dieser Abstimmung waren insbesondere die Einschätzung der Behörde, 
dass die Altlastensituation auch in Hinblick auf eine Wohnnutzung grundsätzlich 
als händelbar angesehen wird.  
 
Ein Sanierungsplan gem. §13 BBodSchG wurde erstellt und vom LUA in seiner 
Funktion als Untere Bodenschutzbehörde für verbindlich erklärt. 
 
Für die Erstellung ist das Büro HPC AG beauftragt worden. Der Sanierungsplan 
greift die vorangegangenen Untersuchungen im Plangebiet auf und „beschreibt 
die Gesamtsituation der Sanierungsfläche und die grundsätzliche Vorgehens-
weise beim Umgang mit Bodenmassen im Zuge der Flächenrevitalisierungsmaß-
nahme. Hierbei ist eine differenzierte Betrachtung der ermittelten Verunreini-
gungsbereiche in Abhängigkeit von der zukünftigen Neunutzung vorgenommen 
worden. Grundsätzlich ist mit den Vorgaben des vorliegenden Sanierungsplans 
vorgesehen Verunreinigungsbereiche, die zukünftig in weniger sensiblen und 
versiegelten Bereichen liegen, im Untergrund zu belassen. Unterhalb versiegelter 
Bereiche können unter definierten Voraussetzungen auch in zukünftig sensiblen 
Bereichen (Wohnbebauung) Verunreinigungen verbleiben. Die Vorgehensweise 
und Rahmenbedingungen werden im vorliegenden Sanierungsplan beschrieben 
und erläutert. Ziel ist es ein Gesamtkonzept aufzustellen, welches die dauerhafte 
Abwehr der o.g. chemischen und physikalischen Gefahren sinnvoll mit den Erfor-
dernissen der Baureifmachung verbindet. Es ist die Schaffung von gesunden 
Wohn- und Arbeitsverhältnissen bei einer zukünftigen Nutzung sicherzustellen.“1 
 
Anmerkung: Der Sanierungsplan bezieht sich sowohl auf den 1. BA als auch den 
2. BA. Verbindlichkeiten aus dem Sanierungsplan ergeben sich für die Ebene des 
Bebauungsplans sowie dessen Planvollzug.  

 
3. ÜBERGEORDNETE PLANUNGEN 
 
LEP Umwelt Der Landesentwicklungsplan - Teilabschnitt Umwelt vom 13. Juli 2004 legt für die 

Flächen des Geltungsbereiches kein Ziel der Raumordnung fest.   
 
LEP Siedlung In Bezug auf den Landesentwicklungsplan - Teilabschnitt Siedlung vom 04. Juli 

 
1 HPC AG – Sanierungsplan gem. §13 BBodSchG für das ehem. DSD-Gelände Homburg an der Saar, Duisburg 2021. S. 

7/8. 
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2006, der 2016 ausgelaufen ist, dessen Ziele und Grundsätze laut §3 der Ver-
ordnung über den Landesentwicklungsplan, Teilabschnitt „Siedlung“ vom 04. Juli 
2006 aber nach wie vor weiter gelten, ist insbesondere auf die Festlegung Hom-
burgs als Mittelzentrum und den Wohnungsbaubedarf von 3,5 Wohnungen/1.000 
Einwohner/Jahr hinzuweisen. Ein Abgleich mit dem Bedarf an Wohnungen und 
dem im Plangebiet geschaffenen neuen Potential erfolgt im Rahmen der verbind-
lichen Bauleitplanung. 

 
Landschaftsplan Im Landschaftsplan der Kreisstadt (Stand 2002) wird von einer baulichen Nut-

zung des Geländes ausgegangen.  
 
Ortsumgehung Die geplante Umgehungsstraße „Ortsumgehung Schwarzenbach und Schwar-

zenacker“ wird vom Landesbetrieb für Straßenbau derzeit im Rahmen der Fort-
schreibung des Bundesverkehrswegeplans 2015 projektiert und befindet sich 
derzeit im Planfeststellungsverfahren. Die Straßentrasse wird bei der vorliegen-
den Planung berücksichtigt. Für die Planfeststellungsgrenze findet eine nach-
richtliche Darstellung im Flächennutzungsplan statt. Das Planfeststellungsver-
fahren bleibt vom vorliegenden Bauleitplanverfahren unberührt. Die von der Plan-
feststellung projektierten Nutzungen sind weiterhin zulässig. 
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4. PLANUNGSKONZEPTION 
 

Die Planungskonzeption basiert auf dem Ziel, ein mischgenutztes Stadtquartier 
entstehen zu lassen, dass der Nähe zum Stadtzentrum gerecht wird und die um-
liegenden Bestandsnutzungen als auch die vorherrschenden Restriktionen be-
rücksichtigt. Die Schaffung von zentrumsnahem Wohnraum ist dabei eines der 
Planungsziele. Des Weiteren sollen auch Flächen vorbereitet werden, die einer 
reinen Gewerbeentwicklung zur Verfügung stehen können. Zu Versorgung des 
projektierten neuen innerstädtischen Quartiers steht zudem in der Planung eine 
Fläche zur Ansiedlung eines großflächigen Lebensmitteleinzelhandelsmarktes 
zu schaffen. Hierzu wurde auch planbegleitend eine Auswirkungsanalyse erstellt, 
die als Anlage den Planunterlagen beigefügt ist. Weiterhin gilt es, den geplanten 
Trassenverlauf der Ortsumgehung (B 423) zu berücksichtigen, durch welchen 
sich ein Anschlusspunkt für die zukünftige Erschließung im Nord-Osten des Plan-
gebietes. Diese Trasse ist derzeit noch in Planung, ist aber für die Sicherstellung 
der Erschließung des Gebietes nicht zwingend erforderlich. Bestehende Nutzun-
gen genießen Bestandsschutz.  

 
5. DARSTELLUNGEN DES WIRKSAMEN FNP UND GE-

PLANTE TEILÄNDERUNG 
 

Der wirksame Flächennutzungsplan der Stadt Homburg von 1985 stellt den vor-
liegenden Geltungsbereich als gewerbliche Baufläche dar.  
 
Mit der vorliegenden Teiländerung des Flächennutzungsplanes werden die Dar-
stellungen einer gewerblichen Baufläche, die künftig mit anderen als einer sol-
chen Nutzung belegt werden sollen, geändert. Entsprechend dem oben beschrie-
benen Nutzungskonzept wird der überwiegende Teil des Geltungsbereiches als 
Mischbaufläche dargestellt werden, um die für die Fläche in der verbindlichen 
Bauleitplanung die Grundlage zur Festsetzung eines Urbanen Gebietes zu ge-
ben. Für das Quartier soll damit die Möglichkeit geschaffen werden, sich entspre-
chend der stadtkernnahen Lage zu einer Mischnutzung aus Wohnen, Gewerbe, 
Dienstleistung, etc. zu entwickeln. Im Norden des Geltungsbereiches sollen zwei 
Bereiche einer reinen gewerblichen Entwicklung zur Verfügung stehen. Zum ei-
nen wird hierzu eine Gewerbefläche dargestellt und zum anderen eine Sonder-
baufläche für großflächigen Lebensmitteleinzelhandel. Für den Bereich der Orts-
umgehung (B 423) werden ebenfalls Bauflächen dargestellt, um eine bauliche 
Entwicklung vorzubereiten für den Fall das eine Realisierung der Ortsumgehung 
nicht eintreten könnte. Eine Darstellung als Verkehrsfläche ist nicht zwingend 
notwendig, da Verkehrsflächen auch innerhalb von Baugebieten realisiert werden 
können. 
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Darstellungen des rechtswirksamen FNP im Bereich des Quartiers 
 
 

 
Darstellungen der geplanten Teiländerung des FNP  
 

  



Kreisstadt Homburg   Teiländerung des Flächennutzungsplans im Bereich des 
  Bebauungsplans „Westlich des Forums, Teilbereich 1, 2.BA“ 

 

 

agstaUMWELT GmbH  9 

 

6. PRÜFUNG VON PLANUNGSALTERNATIVEN 
 
Standortvarianten 

Bei der überplanten Fläche handelt es sich um eine innerörtliche Brachfläche, die 
einer neuen Folgenutzung zugeführt werden soll. Die Planung verfolgt also auf 
großen Teilflächen das Ziel der Flächenrevitalisierung und damit der Innenent-
wicklung. Für das Stadtgefüge ist dies von großer Bedeutung, da eine Brachflä-
che in einer derartigen innenstadtnahen Lage einen erheblichen Funktionsver-
lust, eine Beeinträchtigung der Stadtbildqualität und damit einen städtebaulichen 
Missstand darstellt, den es zu beheben gilt. Damit ist das Planungserfordernis für 
die Fläche begründet, so dass sich alternative Flächenbetrachtungen (Standort-
varianten) grundsätzlich erübrigen.  

 
Konzeptvarianten Im Rahmen der Alternativenprüfung (Konzeptvarianten) wurden die folgenden 

Szenarien betrachtet: Eine rein gewerblich-industrielle Nutzung kommt aufgrund 
der Lage im Stadtgefüge und des sich daraus ergebenden Konfliktpotenzials 
nicht in Frage. Diese Alternative wurde daher nicht weiterverfolgt. Eine rein ge-
werbliche Nutzung ist insbesondere dort sinnvoll, wo störempfindliche Nutzungen 
nicht unmittelbar angrenzen, eine verträgliche Erschließung gewährleistet wer-
den kann oder sich im Bestand bereits gewerbliche Nutzungen vorfinden lassen.  

 
Die Lage des Plangebietes benachbart zum zentralen Stadtkern spricht jedoch 
nicht für eine Überplanung der brachgefallenen Fläche als reines Gewerbegebiet. 
Auch das städtebauliche Entwicklungskonzept2 spricht davon, dass Teile des 
ehemaligen DSD-Geländes für Wohnzwecke umgenutzt werden sollten. Es soll 
daher eine Nutzungsstruktur ermöglicht werden, die der innenstadtnahen Lage 
gerecht wird.  

   
0-Variante Ein Verzicht auf die Planung würde grundsätzlich bedeuten, dass die Darstellun-

gen des wirksamen Flächennutzungsplanes nach wie vor den Rahmen für die 
künftige Entwicklung vorgeben würden. Dass eine vollständige gewerbliche Nut-
zung der Fläche aber nicht Entwicklungsziel sein soll, wurde im Vorangegange-
nen erläutert und begründet. Ob eine gewerbliche Neunutzung ohne Bauleitplan-
verfahren in diesem Fall sinnvoll und möglich wäre, ist jedoch fraglich. Wahr-
scheinlicher ist daher, dass die 0-Variante mit einem Verzicht auf eine städtebau-
liche Entwicklung der Fläche und damit mit einem weiteren Bestand des städte-
baulichen Missstandes gleichzusetzen ist. 

 
  

 
2  ISOPLAN/FIRU, Stadtumbau West, Städtebauliches Entwicklungskonzept für die Kreisstadt Homburg, Saarbrücken 

2007 
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7. AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG 
 

Mit der Realisierung der Planung gehen Auswirkungen auf einzelne der in § 1 
Abs. 6 BauGB genannten Belange einher. Diese Auswirkungen werden im Fol-
genden erläutert und in die Abwägung mit eingestellt. Gemäß § 1 Abs. 7 BauGB 
sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne die öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen. 
   
Bei der Beurteilung der zu erwartenden Auswirkungen der Planung gilt es zu be-
denken, dass sich der Geltungsbereich auf baulich bereits stark überformte Flä-
chen im Innenbereich erstreckt.  
   

Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse  
 

Die im Flächennutzungsplan getroffenen Darstellungen ermöglichen die Schaf-
fung von zusätzlichem Wohnraum und Arbeitsplätzen, bei welchen den Belangen 
der gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse sowohl im Plangebiet als auch in 
der näheren Umgebung Rechnung getragen wird. 
  
Weitergehende Regelungen zur Gewährleistung der gesunden Wohn- und Ar-
beitsverhältnisse wurden auf Ebene des Bebauungsplans getroffen. 

 
Bedingt durch die gewerblich-industrielle Vornutzung sind auf der Fläche Boden-
verunreinigungen vorhanden. Zu diesem Zweck ist im Vorfeld bereits eine Begut-
achtung erfolgt, auf die verschiedene Ergänzungen u.a. ein dedizierter Sanie-
rungsplan folgten. Außerdem fanden umfangreiche Abstimmungen mit dem zu-
ständigen Amt für Umwelt und Arbeitsschutz statt. Eine Verbindlichkeitserklärung 
zur Sanierung wurde vom LUA ausgestellt. Im Ergebnis ist die Möglichkeit zur 
Entwicklung der Fläche zu Wohnzwecken sowohl gutachterlich als auch fachbe-
hördlich bestätigt worden. 
 
Ferner wurde festgehalten, dass die Fläche aufgrund der in tieferen Boden-
schichten weiterhin vorhandenen Kontaminationen dann weiterhin im Kataster 
des LUA als gesicherte und als nicht sanierte Altlast geführt werden muss. Daher 
erfolgt eine entsprechende Kennzeichnung in der Teiländerung des Flächennut-
zungsplanes. 
 

Wohnbedürfnisse  
der Bevölkerung  

Der Flächennutzungsplan schafft unter anderem die planungsrechtlichen Vo-
raussetzungen für die Festsetzung eines Urbanen Gebietes und damit zur Ent-
wicklung eines neuen Stadtquartiers, in dem auch neuer Wohnraum entstehen 
soll. Den Wohnbedürfnissen der Bevölkerung wird damit entsprochen. 

 
Freizeit und Erholung 

Soziale und kulturelle Bedürfnisse werden durch die Darstellungen des Flächen-
nutzungsplans nicht beeinträchtigt. Insbesondere durch die Darstellung von ge-
mischten Bauflächen können Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und ge-
sundheitliche Zwecke als zulässig erklärt werden. Gleiches gilt für auf Sport, Frei-
zeit und Erholung bezogene Einrichtungen. Mit seiner aktuellen Darstellung als 
gewerbliche Baufläche und der tatsächlicher Vornutzung ist das Plangebiet nicht 
für Naherholungssuchende zugänglich oder gar zu nutzen.  

 
Erhaltung zentraler Versorgungsbereiche 
 

Negative Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche sind nicht zu erwar-
ten. S. hierzu auch die Ergebnisse der planbegleitenden Auswirkungsanalyse.  



Kreisstadt Homburg   Teiländerung des Flächennutzungsplans im Bereich des 
  Bebauungsplans „Westlich des Forums, Teilbereich 1, 2.BA“ 

 

 

agstaUMWELT GmbH  11 

 

 
Orts-/Landschaftsbild 

Das Gelände besitzt in großen Teilen die typische Anmutung einer Industriebra-
che. Dieser Zustand ist städtebaulich vor allem aufgrund der innenstadtnahen 
Lage problematisch. Mit der Änderung des Flächennutzungsplans werden die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen dafür geschaffen, dass hier eine Neuord-
nung erfolgen kann, die dem Ziel einer stadtgestalterisch attraktiven Innenstadt 
gerecht wird. Der städtebauliche Missstand wird beseitigt und die Fläche einer 
sinnvollen Folgenutzung zugeführt. Demzufolge sind positive Auswirkungen auf 
das Orts- und Landschaftsbild zu erwarten. 
 
Die Belange des Denkmalschutzes werden durch die vorliegende Planung nicht 
tangiert. Nach derzeitigem Kenntnisstand steht keines der abzubrechenden Ge-
bäude unter Denkmalschutz. Bodendenkmäler sind nicht bekannt. 
 
Weitergehende Regelungen zum Schutz des Orts- und Landschaftsbildes wer-
den auf der Ebene des Bebauungsplans getroffen. 

 
Kirchliche Belange  

Kirchliche Belange werden durch die Änderung des Flächennutzungsplans nicht 
beeinträchtigt, da durch die Ausweisung von gemischten Bauflächen die Rah-
menbedingungen zur Ansiedlung von Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale 
und gesundheitliche Zwecke geschaffen werden. 

 
Belange des Umweltschutzes (§ 1 Nr. 7 a – j BauGB) 

Der Geltungsbereich ist im wirksamen Flächennutzungsplan als gewerbliche 
Baufläche dargestellt, so dass davon auszugehen ist, dass die Abwägungsent-
scheidung für die Entwicklung einer Baufläche hier bereits getroffen ist.  

 
Auswirkungen sind grundsätzlich, wie bei allen baulichen bzw. städtebaulichen 
Maßnahmen, auf die Belange der Umwelt zu erwarten. In diesem Fall sind jedoch 
die Auswirkungen der Planung mit dem bestehenden Baurecht zu vergleichen. 
Die Fläche war bislang gänzlich als gewerbliche Baufläche dargestellt und könnte 
auch ohne die vorliegende Bauleitplanung gem. § 34 BauGB weiter baulich in 
Anspruch genommen werden. Ein Ausgleich ist dementsprechend gem. § 1a 
BauGB nicht erforderlich, da die Eingriffe bereits vor der planerischen Entschei-
dung erfolgt sind bzw. zulässig waren.  
 
Die als Folge der Planung zu erwartenden Auswirkungen werden im Bebauungs-
plan und im Umweltbericht dem Detaillierungsgrad des verbindlichen Bauleitpla-
nes entsprechend behandelt. 

 
Belange (§ 1 Abs.1 Nr. 8 a – f BauGB) 

Wirtschaftliche Belange stehen der vorliegenden Planung nicht entgegen. Durch 
die Darstellung von gemischten Bauflächen werden die Voraussetzungen zur 
Schaffung neuer Arbeitsplätze geschaffen und die verbrauchernahe Versorgung 
der Bevölkerung weiter ausgebaut. Darüber hinaus handelt es sich bei der Ent-
wicklung um eine Maßnahme der Innenentwicklung, bei der bereits vorgenutzte 
Flächen in Anspruch genommen werden. Landwirtschaftliche oder forstwirt-
schaftliche Flächen werden nicht tangiert. 
 
Die Belange des Post-/ Telekommunikationswesen werden ebenfalls nicht beein-
trächtigt. Die Versorgungssicherheit des Gebietes ist durch die umliegenden Ver-
sorgungsleitungen gewährleistet. Rohstoffvorkommen sind im Plangebiet nicht 
vorhanden. 
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Verkehr und Mobilität  
Die Schaffung gemischt genutzter Bauflächen geht zwangsläufig mit einem er-
höhten Verkehrsaufkommen einher. Bei der Bewertung ist einzustellen, dass die 
Fläche vormals bereits intensiv genutzt war und gewerblichen Ziel- und Quellver-
kehr verursacht hatte. Die Erschließung erfolgte damals im Wesentlichen über 
die „Beeder Straße“ und die „Saarbrücker Straße“. Durch die geplanten Nutzun-
gen wird Verkehr induziert. Die innenstadtnahe Lage ermöglicht es jedoch, auf 
kurzem Wege zwischen Zentrum und Wohnort bzw. zwischen Arbeitsplatz und 
Zentrum bzw. Wohnort zu pendeln. Die Lage des Gebietes trägt somit zur Ver-
kehrsvermeidung bei. Die geplante Umgehungsstraße, durch die mittelfristig eine 
sehr gute Anbindung an das überörtliche Verkehrsnetz erfolgen kann, ist in die-
sem Zusammenhang ebenfalls relevant. 
 
Der Planfeststellungsbereich wird in der Planung berücksichtigt. 

 
Verteidigung und Zivilschutz (§ 1 Abs. 6 Nr. 10 BauGB) 

Die Belange des § 1 Abs. 6 Nr. 10 BauGB werden von der Planung nicht berührt. 
 
Belange eines von der Gemeinde beschlossenen städtebaulichen 
Entwicklungskonzeptes  

Bestehende städtebauliche Entwicklungskonzepte werden nicht durch die Pla-
nung beeinträchtigt. Die Änderung des Flächennutzungsplans schafft den Rah-
men für die Zielvorstellungen des städtebaulichen Entwicklungskonzeptes sowie 
des Märktekonzeptes, wonach zur Reduzierung von Erschließungskosten der 
Revitalisierung von Brachen Vorrang einzuräumen ist. Auch in Bezug auf den 
Lebensmitteleinzelhandel kann eine Verträglichkeit mit dem Märktekonzept her-
gestellt werden (s. hierzu die planbegleitende Auswirkungsanalyse). 

 
Küsten- und Hochwasserschutz  

Die Belange des § 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB werden von der Planung nicht berührt. 
Ein Hochwasserschutzgebiet befindet sich nicht in unmittelbarer Nähe. 

 
Belange von Flüchtlingen  

Wohnungen für Flüchtlinge sind auf Basis der getroffenen Darstellungen inner-
halb des Plangebietes zulässig. 
 


